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Große Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Aussprache O-000063/2017 

an die Kommission 
Artikel 130b der Geschäftsordnung 
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Betrifft: Große Anfrage - Waldbrände in der Europäischen Union in diesem Sommer 

Im Frühsommer 2017 litt die Europäische Union unter einer Reihe von verheerenden Waldbränden, 
vor allem in Italien, Portugal, Kroatien, Frankreich, Spanien und Griechenland, die Todesopfer 
forderten und erheblichen Sachschäden verursachten. 

Für Mitgliedstaaten, insbesondere für die Begünstigten des Kohäsionsfonds, ist es häufig schwierig, 
Brände eines solchen Ausmaßes alleine zu bekämpfen. Daher benötigen sie die Solidarität und 
Unterstützung der Gemeinschaft.  

Außerdem werden die EU-Finanzmittel zur Verhütung von Waldbränden und Wiederherstellung von 
durch Naturkatastrophen und Brände geschädigten Wäldern nicht gut genug verwaltet, wie in einem 
Bericht des Europäischen Rechnungshofes vom 24. Februar 20151 hervorgehoben wurde. 

Es gibt keine spezifische europäische Gesetzgebung zur Bekämpfung von Bränden und Dürre. 

Hat die Kommission die Absicht, 

– den Solidaritätsfonds der Europäischen Union in Anspruch zu nehmen und flexibel einzusetzen, 
um den schweren Schaden, der durch die Brände verursacht wurde, zu beheben? 

– durch die Schaffung geeigneter Rechts- und Haushaltsinstrumente, insbesondere über eine 
Gemeinschaftseinrichtung zum Schutz der Wälder, europäische Interventionsmechanismen in 
Gang zu setzen? 

– spezifische Vorschläge für Richtlinien zur Bekämpfung von Bränden und Dürre in der 
Europäischen Union vorzulegen, etwa Agrarbeihilfen für das Anlegen und die Erhaltung von 
Brandschneisen, um eine bessere Koordinierung der Politik der Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich zu erreichen und die zur Verfügung stehenden Gemeinschaftsinstrumente bestmöglich 
zu nutzen? 

                                                      
1  Sonderbericht Nr. 24/2014 mit dem Titel: „Werden die EU-Beihilfen zur Verhütung und Behebung von 

Waldschäden infolge von Bränden und Naturkatastrophen gut verwaltet?“ 


